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Zusammenfassung Der Raumplanung
kommt aufgrund ihres präventiven
Charakters und durch ihren Einfluss
auf die räumliche Verteilung und In-
tensität von Nutzungen eine zuneh-
mend bedeutende Rolle im Naturge-
fahrenmanagement zu. Im Sinne der
vorausschauenden Planung sollte eine
an die Naturgefahren angepasste Flä-
chennutzung forciert werden, mit dem
Ziel, das Schadensrisiko zu reduzieren.
Dabei ist der Ansatz einer risikoan-
gepassten Raumplanung relativ neu,
denn die derzeitigen Raumnutzungs-
entscheidungen sind in der Regel ge-
fahrenorientiert und werden überwie-
gend von den Gefahrenzonenplänen
abgeleitet. Die Berücksichtigung des
bestehenden Restrisikos im Wirkungs-
bereich von technischen Schutzanlagen
spielt bislang, nicht zuletzt aufgrund
von fehlenden rechtlichen Rahmenbe-
dingungen, in der Raumplanung bisher
eine untergeordnete Rolle. Dieser Ar-
tikel stellt einen Entscheidungsbaum
vor, der für die Abwägung von Bau-
landwidmungen und Bauführungen im
Wirkungsbereich von Schutzmaßnah-
men herangezogen werden kann, um
eine risikoangepasste Betrachtungswei-
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se in der Raumplanung zu stärken und
so zu einer Vermeidung neuer Risiken
beizutragen.

Schlüsselwörter Risikoangepasste
Raumplanung ·
Naturgefahrenmanagement · Restrisiko

Reflections on a risk-adjusted
approach in spatial planning

Abstract Considering its preventive
character and the influence it has on
the spatial distribution and intensity
of uses, spatial planning is gaining an
increasingly important role in natural
hazard management. In terms of an-
ticipatory planning, land use adapted
to the natural forces with the aim of
reducing the risk should be promoted.
The approach of a risk-adjusted spatial
planning is rather innovated, because
the current spatial use decisions usually
are hazard-oriented and derived from
the hazard zone plans. The consider-
ation of residual risks in the range of
technical protection systems has so far
played a less important role in spatial
planning due to the lack of a corre-
sponding legal framework. The article
presents a decision tree that can be
used as a decision support for zoning
and construction decisions with the
scope of protective measures in order
to strengthen a risk-adapted approach
in spatial planning and thus contribute
to the avoidance of new risks.

Keywords Risk-adjusted spatial
planning · Natural hazard
management · Residual risk

1 Einleitung

Wie die Ereignisse der jüngeren Ver-
gangenheit auch in der öffentlichen
Wahrnehmung dramatisch vor Augen
führen, nehmen naturgefahrenbeding-
te Schäden in ganz Europa zu. So liegt
eine beträchtliche Anzahl von Studien
zu Überschwemmungen entlang großer
europäischer Flüsse vor (Di Baldassarre

et al. 2018) und auch für Österreich
zeigen zahlreiche Untersuchungen die
Relevanz des Themas auf (Fuchs et al.
2015; Heiser et al. 2019; Schlögl et al.
2021). Aufgrund des beschränkten Dau-
ersiedlungsraums ist es erforderlich,
Naturgefahren und mit ihnen verbun-
dene Risiken zu managen und neben
technischen und organisatorischen
Maßnahmen auch planerische Maß-
nahmen zu nutzen, um langfristig eine
Reduktion der Schäden zu erreichen
und die Entstehung neuer Risiken zu
hemmen. Neue gesellschaftliche Her-
ausforderungen im Naturgefahrenma-
nagement (Thaler et al. 2018) umfassen
dabei nicht nur generell sozioökonomi-
sche Veränderungen in Bezug auf die
Exposition im Siedlungsraum (Fuchs
et al. 2017; Löschner et al. 2017), son-
dern beispielweise auch Aspekte des
demografischen Wandels (Nordbeck
et al. 2020). Der Raumplanung kommt
hierbei im Sinne des Vorsorgeprinzips
eine Schlüsselrolle zu.

Die Raumplanung stellt die Gesamt-
heit der Maßnahmen und Aktivitä-
ten öffentlicher Gebietskörperschaften
dar, die eine Gestaltung des Territo-
riums, basierend auf politischen Ziel-
vorstellungen, zum Gegenstand haben
(Gruber et al. 2018). In Bezug auf das
Management von Naturgefahren wird
der Raumplanung im Sinne einer inte-
grierten Planung ein wichtiger Stellen-
wert bei der Verknüpfung von Gefah-
renanalyse, Vulnerabilitätsabschätzung
und Risikobewertung beigemessen. Der
Raumplanung wird eine wichtige Rolle
im Rahmen der Prävention zuteil, da
durch Nutzungs- und Baubeschränkun-
gen sowie Bauauflagen eine Reduktion
von Risiken bewirkt werden kann.

Diese raumplanerischen Nutzungs-
und Baubeschränkungen, die einen
steuernden Effekt auf die Entwicklung
der Landnutzung entfalten, gelten als
öffentliche Aufgabe. In Österreich wer-
den solche Beschränkungen durch die
Gesetzgebung der Bundesländer umge-
setzt (Gruber et al. 2018). Diese Gesetze
regeln einerseits die sogenannte über-
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örtliche Raumplanung und andererseits
die örtliche Raumplanung der Gemein-
den in ihren Zielen und Instrumenten.
Entsprechend der Anzahl der Bundes-
länder gibt es somit neun unterschiedli-
che landesgesetzliche Regelungen, die,
obwohl im Detail sehr unterschiedlich
formuliert, alle zum Ziel haben, eine
an das bestehende Gefahrenpotenzi-
al angepasste Siedlungsentwicklung
zu ermöglichen. Dem Bund kommt
keine Kompetenz für die allgemeine
Raumplanung zu, jedoch haben raum-
wirksame Fachplanungen Relevanz. Im
Sinne des Naturgefahrenmanagements
ist das Forstgesetz (ForstG 1975) (re-
gelt die Gefahrenzonenpläne der Wild-
bach- und Lawinenverbauung) und das
Wasserrechtsgesetz (WRG 1959) (regelt
die Gefahrenzonenpläne der Bundes-
wasserbauverwaltung) zu nennen. Aus
den neun unterschiedlichen Raumord-
nungsgesetzen der Länder lassen sich
folgende grundsätzlichen Ansprüche
der hoheitlichen Planung zusammen-
fassen, die auch im Sinne des Natur-
gefahrenmanagements Relevanz haben
(vgl. auch Kanonier und Schindelegger
2018):
• Zukunftsbezogen: Raumplanung soll

in die Zukunft gerichtet sein und da-
mit künftige Auswirkungen jeglicher
Art berücksichtigen sowie kommen-
de Entwicklungen vorwegnehmen.

• Gebietsnutzungsbezug: Eine raum-
planerische Betrachtung soll auf ein
umfangreiches Gebiet bezogen sein
und nicht (nur) für kleine Bereiche
Aussagen treffen.

• Entscheidungs- und Gestaltungsbe-
zug: Durch raumrelevante Entschei-
dungen sollen künftige Perspektiven
und Entwicklungen gesteuert wer-
den.

• Koordinierungs- und Optimierungs-
anspruch: Raumplanung soll die ver-
schiedenen vorhandenen und oft
divergierenden Interessen und An-
sprüche bündeln, abstimmen, abwä-
gen und schließlich Prioritäten set-
zen. Grundsätzlich steht aber nicht
im Fokus, ein singuläres (wie auch
immer geartetes, beispielsweise öko-
nomisches) Ziel zumaximieren.

• Gemeinwohlbezogen: Grundsätz-
lich sollen öffentliche Interessen ein
stärkeres Gewicht haben als Indi-
vidualinteressen und deshalb bei
einer Abwägung unterschiedlicher
Ansprüche höher gewichtet werden.

• Rationalitätsanspruch: Raumrele-
vante Entscheidungen sollen ver-
hältnismäßig und nachvollziehbar

sowie deren Grundlage transparent
und begründbar sein.

Die Raumplanung als Steuerung der
Siedlungsentwicklung wird von unter-
schiedlichen Planungsträgern auf den
jeweiligen räumlichen Ebenen durch-
geführt. Dabei werden verschiedene
Fachbereiche berührt. Die raumord-
nungsrechtlichen Ziele weisen einen
umfangreichen Katalog hinsichtlich
verschiedener Materien auf. Wesent-
liche Aspekte dabei sind Wirtschaft,
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt,
Grundversorgung etc. In Bezug auf den
knappen Dauersiedlungsraum in Öster-
reich ist eine kompakte Siedlungsstruk-
tur als ein wesentliches öffentliches
Interesse zu bezeichnen. Hierzu zählen
beispielsweise ein sparsamer Umgang
mit Grund und Boden als begrenz-
te Ressource, die Siedlungsentwick-
lung nach Innen (Nachverdichtung und
„Lückenschluss“), Siedlungsstrukturen,
die auf eine gute Standortplanung ab-
stimmen (Vermeidung von Zersiede-
lung), und demensprechend die opti-
male Nutzung des Raumpotenzials.

1.1 Naturgefahren in der
österreichischen Raumplanung

Alle Bundesländer, mit Ausnahme von
Wien, haben in ihren raumordnungs-
rechtlichen Regelungen – in unter-
schiedlichen Ausprägungen – plane-
rische Einschränkungen in Bezug auf
Naturgefahren formuliert. Dabei zielen
die derzeitigen raumordnungsgesetzli-
chen Ziele und Vorschriften prinzipiell
darauf ab, eine Überschneidung von
Gefahren- und Siedlungsraum zu ver-
meiden.

An oberster Stelle des hierarchischen
Planungsakts der Raumordnungsgeset-
ze befinden sich die Raumordnungs-
ziele und -grundsätze. Die enthaltenen
Zielvorgaben, welche das öffentliche
Interesse definieren, sind Grundlage
für die nachfolgenden Planungsakte.
Hinsichtlich Schutz vor Naturgefahren
ist das oberösterreichische Raumord-
nungsgesetz hervorzuheben, in dem
die „Vermeidung und Verminderung
des Risikos von Naturgefahren für be-
stehende und künftige Siedlungsräu-
me“ explizit genannt wird (§ 2 Abs 1
Z 2 lit a OÖ ROG 1994). Ebenfalls er-
wähnenswert sind die Aufgaben und
Ziele der überörtlichen Raumordnung
gemäß Tiroler Raumordnungsgesetz.
Demnach gilt als Ziel „die Sicherung
des Lebensraumes, insbesondere der

Siedlungsgebiete und der wichtigen
Verkehrswege, vor Naturgefahren unter
besonderer Beachtung der Auswirkun-
gen des Klimawandels“ (§ 1 Abs 2 lit d
TROG 2016). Konkrete Nutzungsverbo-
te in Bezug auf Naturgefahren lassen
sich aber aus den Raumordnungszielen
und -grundsätzen nicht ableiten.

Die überdurchschnittlichen Schäden
der letzten zwei Dekaden veranlassten
einige Bundesländer dazu, ihre Raum-
ordnungsgesetze dahingehend abzuän-
dern, dass in Bezug auf Naturgefahren
Widmungsbeschränkungen und -ver-
bote – vor allem für hochwassergefähr-
dete Bereiche – präzisiert wurden. So ist
im Kärntner Gemeindeplanungsgesetz
ein allgemeines Baulandwidmungs-
verbot für Gebiete festgelegt, die im
„Gefährdungsbereich von Hochwasser,
Steinschlag, Lawinen, Muren, Altlas-
ten u.ä. gelegen sind“ (§ 3 Abs 1 lit b
Ktn GplG 1995). Unabhängig von der
Eintrittswahrscheinlichkeit (Frequenz)
und der Ereignisgröße (Magnitude)
liegt demnach ein Widmungsverbot
für Bauland vor. Ebenso ist im Tiroler
Raumordnungsgesetz kein Bezug auf
Frequenz und Magnitude zu finden,
sondern es wird allgemein festgelegt,
dass von der Widmung als Bauland
insbesondere Flächen ausgeschlossen
sind, „soweit sie unter Bedachtnahme
auf Gefahrenzonenpläne wegen einer
Gefährdung durch Lawinen, Hochwas-
ser, Wildbäche, Steinschlag, Erdrutsch
oder andere gravitative Naturgefah-
ren für eine widmungsgemäße Bebau-
ung nicht geeignet sind“ (§ 37 Abs 1
lit a TROG 2016). Konkretere Vorgaben
bezüglich Eintrittswahrscheinlichkeit
finden sich in den Raumplanungsge-
setzen anderer Bundesländer. So legt
das Niederösterreichische Raumord-
nungsgesetz ein Widmungsverbot für
hochwassergefährdete Bereiche, die bei
100-jährlichen Hochwässern überflutet
werden (§ 15 Abs 3 Z 1 NÖ ROG 2014),
fest. In Bezug auf andere Gefahrenty-
pen finden sich jedoch auch hier nur
allgemeine Aussagen zu einem Wid-
mungsverbot für Flächen, die rutsch-,
bruch-, steinschlag-, wildbach- oder la-
winengefährdet sind (§ 15 Abs 3 Z 3 NÖ
ROG 2014). Noch präziser sind derarti-
ge Bestimmungen im Oberösterreichi-
schen Raumordnungsgesetz zu finden.
So ist in § 21 Abs 1a festgelegt, dass
keine Flächen im Überflutungsbereich
eines HQ30 und HQ100 (mit Ausnah-
men) sowie jene, die in roten Zonen
gemäß Forstgesetz 1975 oder Wasser-
rechtsgesetz 1959 liegen, als Bauland

Überlegungen zu einer risikoangepassten Betrachtungsweise in der Raumplanung 155



Originalarbeit

ausgewiesen werden dürfen. Dies gilt
auch für ehemals rote Zonen und für
aufgeschüttete Flächen in roten oder
ehemals roten Zonen, soweit diese
in einem Gefahrenzonenplan gemäß
Forstgesetz 1975 oder Wasserrechtsge-
setz 1959 dargestellt sind (§ 21 Abs 1a
OÖ ROG 1994). Im Burgenland ist ein
Baulandwidmungsverbot für Hochwas-
serabflussgebiete eines HQ100 durch das
Burgenländische Landesentwicklungs-
programm geregelt (Land Burgenland
2011).

Einige Länder (Burgenland, Salz-
burg, Steiermark und Vorarlberg) ha-
ben auch im Bereich der Vollziehung
Verordnungen – beispielsweise in Form
von wasserwirtschaftlichen Regional-
programmen nach § 55g WRG – mit
naturgefahrenrelevanten Bestimmun-
gen erlassen. Um eine Erhöhung des
Schadenspotenzials und somit des Risi-
kos zu vermeiden, wird auf umfassende
(Bauland-)Widmungsverbote für po-
tenziell durch Naturgefahren betroffene
Flächen gesetzt. So sehen beispielswei-
se §§ 3 und 4 des Steiermärkischen
Programms zur hochwassersicheren
Entwicklung der Siedlungsräume ein
Widmungsverbot für Gefährdungsbe-
reiche und relevante Freihalteflächen
vor (Land Steiermark 2005). Anders
ist es im Salzburger Landesentwick-
lungsprogramm formuliert, hier wird
konkret angesprochen, dass „durch Na-
turgefahren (z.B. Berg- und Felssturz,
Hochwasser, Schnee- und Eislawinen,
Muren, Rutschungen) bedrohte Berei-
che (. . . ) von solchen Nutzungen frei-
zuhalten [sind], die eine weitere Erhö-
hung des Schadenspotenzials nach sich
ziehen würden“ (Mair 2003). Darüber
hinaus sind an dieser Stelle regional
wirksame Verordnungen zu nennen,
wie beispielsweise die Verordnung der
Vorarlberger Landesregierung über die
Festlegung von überörtlichen Freiflä-
chen zum Schutz vor Hochwasser im
Rheintal, welche die Flächenfreihaltung
mit der Zielsetzung der Sicherung na-
türlicher Retentionsräume verknüpft,
oder die elf per Verordnung festgeleg-
ten wasserwirtschaftlichen Regional-
programme (NÖ Hochwasserschutzzo-
nenpläne).

Zusammenfassend lässt sich fest-
stellen, dass in vielen Bundesländern
der Umgang mit Naturgefahren in Be-
zug auf die Raumordnung nur sehr
allgemein und in Bezug auf eine Ge-
fährdung durch natürliche Prozesse
geregelt wird. Widmungseinschränkun-
gen und -verbote, die sich konkret auf

die Frequenz oder Magnitude einer Ge-
fährdung beziehen, finden sich nur in
wenigen Bundesländern, sei es auf der
Ebene der Raumplanungsgesetze oder
der jeweiligen Verordnungen. Konkrete
Aussagen über die Höhe eines zuläs-
sigen Risikos oder Schadenspotenzials
finden sich in keinem der Gesetze.

1.2 Der Risikobegriff in der
österreichischen Raumplanung

Risikobasierte Raumplanung wird be-
reits seit mehr als zwanzig Jahren in der
wissenschaftlichen Literatur thema-
tisiert (Lund 2002; Sayers et al. 2002).
Vorläufer hierzu finden sich vor allem in
Bezug auf die ökonomische Wirksam-
keit von Hochwasserschutz (Lind 1967;
White 1945) und sind inzwischen ein
integraler Bestandteil bei baulichen Op-
tionen im Naturgefahrenmanagement
(beispielsweise Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft 2015).

Der Vorteil eines risikobasierten An-
satzes – vor allem im Vergleich zu an-
deren Ansätzen zur Entscheidungsfin-
dung – ist die Ergebnisorientierung.
Im Zusammenhang mit Hochwasser-
Ereignissen ermöglicht er den Vergleich
von Interventionsoptionen auf Grund-
lage der erwarteten nachteiligen Folgen
von Überschwemmungen in einem be-
stimmten Gebiet. Ein risikobasierter
Ansatz ermöglicht daher fundierte Ent-
scheidungen auf Basis eines Vergleichs
der erwarteten Effekte und den Kos-
ten alternativer Maßnahmen. Davon
zu unterscheiden ist ein normenba-
sierter Ansatz, der auf ein bestimmtes
Bemessungsereignis fokussiert, dem ei-
ne technische Maßnahme standhalten
muss (Sayers et al. 2002).

Im rechtlichen Kontext ist Risiko je-
doch ein unbestimmter Begriff, denn in
der planungsrelevanten Rechtsordnung
kommt der Begriff kaum vor. Noch stär-
ker trifft dies auf den Begriff des Rest-
risikos zu, der weder in den Raumord-
nungszielen und -grundsätzen noch in
den Widmungskategorien zu finden ist.
Restrisiko wird häufig in der Praxis de-
finiert als negative Auswirkungen einer
Naturgefahr, die trotz aller getroffenen
Maßnahmen zur Minderung des Risi-
kos bestehen (ISO 31000 2018). Da nicht
jedes Einwirken der Natur hinsichtlich
Eintreten und Intensität im Vorhinein
abgeschätzt werden kann, spricht man
bei der verbleibenden unbekannten
Komponente von einem Restrisiko. Als
einziges Raumordnungsgesetz spricht

jenes des Landes Oberösterreich das
Risiko, wenn auch nur kurz und oh-
ne genauere Erläuterung, an. So ist als
grundsätzliches Raumordnungsziel „die
Vermeidung und Verminderung des Ri-
sikos vonNaturgefahren für bestehende
und künftige Siedlungsräume“ definiert
(§ 2 Abs 1 Z 2 lit a OÖ ROG 1994). Eine
gänzliche Risikovermeidung würde in
der Praxis bedeuten, dass künftig gar
keine Überlagerung von Gefahren- und
Siedlungsräumen mehr erfolgt. Da dies
aufgrund der topografischen Gegeben-
heiten in manchen Teilen Österreichs
nicht möglich ist, scheint eine Risiko-
verminderung in der überwiegenden
Planungspraxis wahrscheinlicher.

Neben der Gesetzgebungsebene fin-
det der Begriff Risiko eine weitere Er-
wähnung in der Vollziehung. In der Ver-
ordnung der Steiermärkischen Landes-
regierung zur hochwassersicheren Ent-
wicklung der Siedlungsräume wird als
Ziel die „Minimierung des Risikos bei
Hochwasserereignissen bzw. Ereignis-
sen in Wildbach- und Lawineneinzugs-
gebieten durch Raumordnungsmaß-
nahmen“ bestimmt (§ 1 Abs 1, Land
Steiermark 2005). Unter den Grundsät-
zen und Prioritäten wird vage ange-
führt, wie das Risiko reduziert werden
soll. Dabei wird auch das Gefährdungs-
und Schadenspotenzial erwähnt. So
sind in „Retentions- und Abflussgebie-
ten von Hochwässern zusammenhän-
gende Freiräume zu erhalten, um das
Gefährdungs- und Schadenspotenzial
bei Hochwasserereignissen so gering
wie möglich zu halten“ (§ 3 Abs 1, Land
Steiermark 2005).

Berücksichtigung findet der Risi-
kobegriff in der Verordnung über die
Gefahrenzonenplanungen nach dem
Wasserrechtsgesetz 1959. Diese Verord-
nung gilt für Gefahrenzonenplanungen
im Wirkungsbereich der Bundeswas-
serbauverwaltung insbesondere für
Gebiete mit potenziell signifikantem
Hochwasserrisiko. Die Richtlinie sieht
vor Bereiche mit einer niedrigen Ein-
trittswahrscheinlichkeit für Hochwasser
(HQ300) gelb schraffiert und Restrisiko-
gebiete im Wirkungsbereich von Hoch-
wasserschutzanlagen rot schraffiert
darzustellen. Somit werden in diesen
Plandarstellungen Restrisikobereiche
gekennzeichnet, die Berücksichtigung
dieser Flächen in der raumplanerischen
Praxis ist jedoch sehr unterschiedlich
und hat in der Regel eine untergeord-
nete Bedeutung, da keine Vorgaben an
diese Flächen geknüpft sind.

156 Überlegungen zu einer risikoangepassten Betrachtungsweise in der Raumplanung



Originalarbeit

Zusätzliche Relevanz für die Raum-
planung hat die Richtlinie über die
Bewertung und das Management von
Hochwasserrisiken (Europäische Kom-
mission 2007, Hochwasserrichtlinie –
siehe auch Neuhold und Wenk 2022;
in diesem Heft). Sie gibt einen Rah-
men für die Bewertung und das Ma-
nagement von Hochwasserrisiken vor.
Die Richtlinie folgt einer naturwis-
senschaftlichen Risikodefinition und
bezeichnet Hochwasserrisiko als eine
Kombination aus Eintrittswahrschein-
lichkeit eines Hochwasserereignisses
und der hochwasserbedingten nega-
tiven Auswirkungen auf die „mensch-
liche Gesundheit“, die „Umwelt“, das
„Kulturerbe“ und „wirtschaftliche Tä-
tigkeiten“. Das Management dieser Ri-
siken ist dabei ausdrücklich nicht auf
klassische Schutzmaßnahmen wie den
Bau von Dämmen, Deichen oder Rück-
haltebecken beschränkt, vielmehr soll –
der Idee des integralen Risikomanage-
ments folgend – nach den Grundsätzen
der Verhältnismäßigkeit, Solidarität und
der Subsidiarität das gesamte Spektrum
aktiver und passiver Maßnahmen ab-
gedeckt werden.

1.3 Gefahrenorientierter versus
risikoorientierter Ansatz in der
Raumplanung

Wie die vorstehenden Ausführungen
gezeigt haben, ist der derzeitige Um-
gang mit Naturgefahren in der österrei-
chischen Raumplanung gefahrenorien-
tiert. Lediglich vereinzelt findet sich in
den einschlägigen Bestimmungen ein
Bezug auf Risiko, dieser ist allerdings
nur allgemein formuliert und ermög-
licht keine Planungsentscheidungen
auf Basis beispielsweise eines quanti-
fizierten Grenzwerts oder Schutzziels.
Bislang sind derartige Schutzziele nur
in wenigen Bundesländern und mit Be-
zug auf die Gefährdung formuliert. So
heißt es beispielsweise im Oberöster-
reichischen Raumordnungsgesetz, dass
„Flächen im 30-jährlichen Hochwasser-
abflussbereich sowie Flächen in roten
Zonen gemäß Forstgesetz 1975 oder
Wasserrechtsgesetz 1959 (. . . ) nicht als
Bauland gewidmet werden [dürfen]“
(§ 21 Abs 1a OÖ ROG 1994). Ebenso
legt beispielsweise das Niederösterrei-
chische Raumordnungsgesetz fest, dass
„Flächen, die bei 100-jährlichen Hoch-
wässern überflutet werden“, aufgrund
der Gegebenheiten ihres Standorts zur
Bebauung ungeeignet sind und nicht
als Bauland ausgewiesen werden dür-

fen (§ 15 Abs 3 NÖ ROG 2014). Im
Gegensatz dazu finden sich in einigen
Bundesländern gesetzliche Regelun-
gen, die Widmungen in gefährdeten
Bereichen ausdrücklich zulassen. Dies
gilt beispielsweise für Bauwerke, die
an Standorten ungeachtet der Gefähr-
dung errichtet werden müssen (§ 15
Abs 4 NÖ ROG 2014, § 21 Abs 1a OÖ
ROG 1994), Flächen innerhalb eines
geschlossenen Ortsgebiets, wenn der
Grad der Gefährdung nicht so hoch
ist, dass die ständige Benützung für
Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht
oder nur mit unverhältnismäßig ho-
hem Aufwand möglich ist (§ 15 Abs 4
NÖ ROG 2014). Flächen, die innerhalb
eines bebauten Bereichs oder unmit-
telbar im Anschluss daran gelegen sind
und wenn eine Bebauung nur unter der
Voraussetzung einer bestimmten An-
ordnung oder baulichen Beschaffenheit
von Gebäuden oder sonstiger baulicher
Vorkehrungen in deren Bereich oder
bestimmter organisatorischer Vorkeh-
rungen, wie insbesondere eines Sicher-
heitskonzepts, gegeben ist (§ 37 Abs 3
TROG 2016), oder wenn Maßnahmen
zur Abwendung von Naturgefahren
technisch möglich und wirtschaftlich
vertretbar sind (§ 13 Abs 2 lit a Vlbg
RplG1996).

Ein risikoorientierter Planungsan-
satz zeichnet sich im Wesentlichen
dadurch aus, Raumnutzungsentschei-
dungen nicht nur nach der Gefährdung,
sondern – gemäß der gängigen Risiko-
definition – auch unter Berücksichti-
gung des potenziellen Schadenausma-
ßes zu differenzieren. Somit kommt
der Frage nach Schadenspotenzial und
Schadensanfälligkeit (Vulnerabilität) ei-
ne bislang vernachlässigte Bedeutung
zu und ermöglicht eine Baulandwid-
mung unter Kosten-Nutzen-Überlegun-
gen oder eine Widmung unter Auflagen
baulicher Natur, wie es beispielsweise
bei lokalem Objektschutz der Fall wäre
(Attems et al. 2020; Holub et al. 2012).
Dies erscheint insbesondere in Gebie-
ten mit mittlerer und geringer Gefähr-
dung interessant (Seher und Löschner
2018).

2 Modell einer risikoangepassten
Raumnutzung

Um Naturgefahrenmanagement und
eine risikobasierte Raumplanung zu-
sammenzuführen, braucht es im ersten
Schritt Kenntnisse über das Risiko und
im weiteren Schritt ein festgelegtes
Vorgehen im Entscheidungsfindungs-

prozess, bei dem die Vulnerabilität von
baulichen Nutzungen berücksichtigt
wird (Holub et al. 2012). Dies spielt
deshalb eine bedeutende Rolle, da es
in manchen Fällen nicht möglich sein
wird, die Schutzdefizite durch vertret-
baren Aufwand auszugleichen (ARE
et al. 2005). Vor dem Hintergrund eines
knappen Dauersiedlungsraums, der per
se eine gewisse räumliche Überschnei-
dung mit jenen Flächen, die von Natur-
gefahrenprozessen betroffen sind, mit
sich bringt, erscheint es notwendig, zu-
mindest gewisse Bautätigkeiten auch in
diesen Überschneidungsbereichen zu-
zulassen. Hierfür sind Anpassungen der
Nutzungen bzw. eine Beschränkung be-
stimmter Nutzungsmöglichkeiten not-
wendig, um Schäden so gut wie möglich
zu reduzieren. Anhand dieser Überle-
gungen wird ein Anwendungsmodell
einer risikoangepassten Raumnutzung
vorgeschlagen (siehe Abb. 1). Mithil-
fe dieses Modells kann entschieden
werden, welche Nutzung im Wirkungs-
bereich einer technischen Schutzmaß-
nahme als geeignet einzustufen ist.
Dabei wird von Nutzungen ausgegan-
gen, die eine Baulandwidmung und
eine Bauführung erfordern. Somit wer-
den Grünlandnutzungen nicht ange-
sprochen, wobei auch hier durchaus
Nutzungen mit erheblichem Schadens-
potenzial möglich sind.

2.1 Methode

Der Erstellungsprozess des Modells er-
folgte in zwei Schritten. In einem ersten
Schritt wurde eine intensive Auseinan-
dersetzung mit der Literatur zu den
drei relevanten Elementen einer ri-
sikoorientierten Raumplanung, dem
Risiko, der Vulnerabilität und eben der
Raumplanung, durchgeführt. Die Li-
teraturrecherche wurde ergänzt mit
einer Analyse der Gesetzesgrundlagen
in Österreich. Dabei wurden sowohl
die Raumordnungsgesetze der Bundes-
länder als auch naturgefahrenrelevante
Bundesgesetze (Forstgesetz, Wasser-
rechtsgesetz etc.) auf den derzeitigen
Umgang mit Risiko und den generellen
Stellenwert des naturgefahrenbeding-
ten Risikos überprüft. Des Weiteren
erfolgte eine intensive Auseinander-
setzung mit drei Fallbeispielen in drei
Tiroler Gemeinden (Galtür, Neustift
im Stubaital und Wörgl). Dabei konn-
ten wesentliche Erkenntnisse für die
Erstellung der dem Modell zugrunde-
liegenden Kriterien gewonnen werden.
Basierend auf der Analyse der wissen-
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Abb. 1 Entscheidungsbaumfür dieAbwägungvonBaulandwidmungenundBauführungen imWirkungsbereichvonSchutzmaß-
nahmen
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schaftlichen Literatur, der Gesetzes-
grundlagen und der Erarbeitung von
Fallbeispielen wurde ein erster Entwurf
eines möglichen Modells zur risiko-
basierten Beurteilung von Nutzungen
in durch Naturgefahren gefährdeten
Bereichen erstellt.

In einem zweiten Schritt wurde die-
ses Modell mit Verantwortlichen aus
der Planungspraxis und aus dem Be-
reich des Naturgefahrenmanagements
diskutiert. Gespräche fanden mit Ver-
treterinnen und Vertretern der drei
Gemeinden, Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern des Landes Tirol (Abteilung
Raumordnung und Statistik, Abteilung
Wasserbau), Akteuren der Bundeswas-
serbauverwaltung und der Wildbach-
und Lawinenverbauung statt. Der Mo-
dellentwurf wurde dabei vor allem in
Bezug auf die Machbarkeit, eine lo-
gische Entscheidungsabfolge und die
Praxistauglichkeit überprüft. Die Rück-
meldungen der interviewten Personen
wurden daraufhin in das Modell ein-
gearbeitet und die entsprechenden Ab-
schnitte angepasst.

Ausgehend von der Literaturrecher-
che und den Gesprächen mit Planungs-
praktiker:innen wurde als geeignete
Form das Modell des Entscheidungs-
baums ausgewählt. Der Entscheidungs-
baum ist eine grafische Darstellungs-
form für eine mehrstufige Entschei-
dungsfindung. Zu Beginn steht meist
ein einzelner Knoten, von dem Ver-
zweigungen ausgehen, die zu einem
Entscheidungsknoten und in weiterer
Folge zu einem Endknoten führen. Die
Darstellung von Entscheidungsregeln
soll dabei so lange fortgeführt werden,
bis alle relevanten Kriterien der Ent-
scheidungsfindung abgehandelt wur-
den und keine weiteren hierarchisch
aufeinanderfolgenden Entscheidungen
zu treffen sind. Die Verzweigungen und
Knotenpunkte führen zu einer baumar-
tigen Struktur. Dieses Modell bietet
den Vorteil, dass es leicht verständlich
und einfach in der Anwendung ist, zu-
dem ermöglicht es eine transparente
und nachvollziehbare Entscheidungs-
findung.

2.2 Beschreibung des Modells und der
Indikatoren

Nachfolgend werden die einzelnen In-
dikatoren zur differenzierten Risiko-
abschätzung, welche in der grafischen
Darstellung zu Gunsten einer besseren
Übersicht vereinfacht formuliert wur-
den, näher beschrieben. Dabei erfolgt

die Gliederung des Modells nach den
vier Kategorien (1) Beurteilung der Ge-
fährdung, (2) Beurteilung der Nutzung,
(3) raumplanerische Überlegungen und
(4) Beurteilung der organisatorischen
Maßnahmen. In diesen vier Kategorien
sind die hierarchisch aufeinanderfol-
genden Entscheidungen eingebettet.
Während manche Indikatoren klare
Grenzwerte in der Entscheidungsfin-
dung aufweisen, wurde bei anderen
Indikatoren (beispielsweise der Per-
sonenanzahl in potenziell gefährdeten
Bereichen) keine klaren Grenzwerte for-
muliert, um ein Ermessenspielraum in
der Entscheidungsfindung zuzulassen.
Einige der Entscheidungsmöglichkei-
ten führen zu einem Indikator, welcher
aufgrund des besonderen Stellenwerts
als Ausschlusskriterium im Sinne eines
Nutzungsverbots definiert wurde. Dies
ist insbesondere bei jenen Indikatoren
der Fall, die zu einem deutlich erhöhten
Schadensausmaß und somit zu einem
deutlich erhöhten Risiko führen wür-
den.

2.2.1 Beurteilung der Gefährdung

Im ersten Schritt werden die vorherr-
schende Naturgefahr bzw. der Gefähr-
dungsgrad und die vorhandenen tech-
nischen Schutzmaßnahmen näher be-
trachtet.
(1)Gefahrenzonen Grundsätzlich soll-
te bei jeder Fläche, bei der eine Bebau-
ung vorgesehen ist, eine Überprüfung
der entsprechenden Gefahrenzonen-
pläne sowie weitere Naturgefahrendar-
stellungen (beispielsweise hora.gv.at;
siehe Blöschl et al. 2022; in diesem Heft)
vorgenommen werden, um Kenntnisse
über eine mögliche Gefährdung durch
Hochwasser, Muren, Lawinen oder an-
dere Naturgefahren zu erlangen. Die
Gefahrenzonenpläne zeigen dabei eine
abgestufte Gefahreneinschätzung an
einem bestimmten geografischen Ort,
geben aber keine Auskunft über die
Höhe des Risikos. In Österreich exis-
tieren zwei etablierte unterschiedliche
Arten von Gefahrenzonenplänen, auf
Grundlage des Wasserrechtsgesetzes
und auf Grundlage des Forstgesetzes
(Republik Österreich 1959, 1975). Bei-
de Typen von Gefahrenzonenplänen
stufen rote Gefahrenzonen als für ei-
ne Bebauung nicht geeignet ein. Diese
Bereiche sind „durch [. . . ] bestimmte
Bemessungsereignisse mittlerer Wahr-
scheinlichkeit derart gefährdet, dass
ihre ständige Benützung für Siedlungs-
und Verkehrszwecke wegen der voraus-

sichtlichen Schadenswirkungen nicht
oder nur mit unverhältnismäßig ho-
hem Aufwand möglich ist“ (§ 8 Abs 1
WRG-GZPV 2014).

Gelbe Gefahrenzonen gemäß Was-
serrechtsgesetz und Forstgesetz umfas-
sen jene Bereiche, in denen Gefähr-
dungen geringerer Intensität vorliegen.
Es können „Beeinträchtigungen der
Nutzung für Siedlungs- und Verkehrs-
zwecke auftreten oder Beschädigungen
von Bauobjekten und Verkehrsanla-
gen sind möglich“ (§ 8 Abs 2 WRG-
GZPV 2014). Weitere Darstellungsin-
halte sind Zonen mit einer Gefährdung
niedriger Wahrscheinlichkeit sowie gelb
beziehungsweise rot schraffierte Zo-
nen gemäß Wasserrechtsgesetz. Gelb
schraffierte Zonen stellen Bereiche
für Extremereignisse dar (HQ300) und
rot schraffierte Zonen stellen Flächen
im Restrisikobereich des Wirkungsbe-
reichs von Hochwasserschutzanlagen
dar. Rot-gelb schraffierte Funktions-
bereiche kennzeichnen zudem jene
Flächen, die für den Hochwasserab-
fluss beziehungsweise die Retention
von besonderer Bedeutung sind (§ 9
WRG-GZPV). Braune Hinweisebereiche
werden für andere gravitative Massen-
bewegungen verwendet, oder Massen-
bewegungen, die nicht im Zusammen-
hang mit Wildbächen oder Lawinen
stehen (beispielsweise Steinschlag oder
Rutschungen, § 7 lit a GZP-V, Republik
Österreich 2021). Aufgrund einer gerin-
geren Gefährdung ist eine Bebauung
in diesen Bereichen nicht ausgeschlos-
sen. Darüber hinaus lassen die meisten
Raumordnungsgesetze eine Bauland-
widmung in gelben Gefahrenzonen un-
ter der Einhaltung von Auflagen zu. Die
dritte Möglichkeit ist, dass keine Ge-
fahrenzone auf der gegenständlichen
Fläche ausgewiesen ist, und die Fläche
somit als geeignet für eine Bebauung
beurteilt wird. Hinzuzufügen ist, dass
manche Gewässer in Österreich über
keine Gefahrenzonenpläne verfügen
oder andernfalls Abflussuntersuchun-
gen vorhanden sind.

Bei der Beurteilung der Gefährdung
ergeben sich folgende grundsätzliche
Herausforderungen:
• Nach der Fertigstellung einer tech-

nischen Schutzmaßnahme wird der
zugrundeliegende Gefahrenzonen-
plan eines Gebiets einer Revision
unterzogen. Dabei werden die Ge-
fahrenzonen, die mit Einschränkun-
gen für die Siedlungsentwicklung
verbunden sind, häufig räumlich re-
duziert. Diese Reduktion bildet die
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Wirkung der technischen Maßnah-
me ab und legitimiert in der Regel
den Einsatz von öffentlichenMitteln,
da diese Vorteilsflächen maßgebli-
chen Einfluss auf die Bewertung der
Nutzen einer Schutzmaßnahme (=
freigestellte Schutzgüter im Falle des
Bemessungsereignisses) haben. Ist
dies der Fall, werden diese Bereiche
nach den aktuellen Ansätzen für eine
Bebauung als geeignet bewertet (mit
Ausnahme von Oberösterreich), ob-
wohl aufgrund des Restrisikos auch
eine Überprüfung der Nutzung die-
ser Flächen sinnvoll wäre.

• Eine Unterscheidung über die räum-
liche Lage des Planungsgebiets in
Bezug auf die ausgewiesene gelbe
Gefahrenzone wäre sinnvoll. Dies
trifft vor allem auf die Gefahrenzo-
nen der WLV zu, da hier lediglich
eine Differenzierung zwischen ho-
her und geringer Gefährdung vor-
genommen wird. Eine weitere Ab-
stufung, wie es beispielsweise bei
den Gefahrenzonenplänen der BWV
in Form von rot-gelb schraffierten
Funktionsbereichen gibt, hat jenen
Vorteil, dass innerhalb der Gefähr-
dung weiter nach der potenziellen
Prozessintensität differenziert wird.
Die Schadensintensität kann im All-
gemeinen im Nahbereich zur roten
Gefahrenzone höher ausfallen als
im Randbereich zum außerhalb der
Zone liegenden Planungsraum. Der-
artige Nuancen werden derzeit nicht
in allen anzuwendenden Gesetzen
bzw. Verordnungen differenziert und
kommen daher auch nicht in allen
Gefahrenzonenplänen zum Einsatz.
Demgegenüber lässt sich beobach-
ten, dass eine demensprechende Dif-
ferenzierung im Rahmen von Einzel-
gutachten in Bauverfahren zu Bau-
auflagen führen kann.

• Aufgrund der derzeitigen Rechtslage
sind österreichweit die Möglichkei-
ten für Auflagen in Bezug auf natur-
gefahrenangepasstes Bauen generell
eingeschränkt.

Da in den Raumordnungsgesetzen
der Bundesländer zumeist ein großer
Handlungsspielraum gegeben ist und
die Schadensintensität sowie die Ein-
trittswahrscheinlichkeit geringer aus-
fallen als in roten Gefahrenzonen, wer-
den gelbe Gefahrenzonen und jene mit
einer niedrigen Wahrscheinlichkeit so-
wie braune Hinweisebereiche für eine
weitere Beurteilung im Entscheidungs-
baum herangezogen.

(2) Strukturelle Schutzmaßnah-
me Durch die Realisierung einer tech-
nischen Schutzmaßnahme sollen die
negativen Folgewirkungen auf den
Siedlungsraum reduziert werden. Die
Schutzmaßnahmen lassen sich unter-
teilen in Maßnahmen mit permanenter
und temporärer Schutzwirkung. Un-
ter permanenten technischen Schutz-
bauwerken werden ortsfeste Bauwerke
aus langlebigen Materialien wie bei-
spielsweise Stahl, Beton und Stein ver-
standen. Zu diesen Bauwerken zählen
u.a. Dämme, Mauern, Galerien, Stahl-
schneebrücken etc. Diese weisen, wenn
sie nach dem Stand der Technik errich-
tet werden, eine hohe Beständigkeit
(Rudolf-Miklau und Sauermoser 2011)
verbunden mit einem langen Lebens-
zyklus (Ballesteros Cánovas et al. 2016)
auf.

Als temporäre Schutzbauwerke wer-
den u.a. mobile Elemente verstanden,
wie beispielsweise der mobile Hoch-
wasserschutz entlang der Donau in
Nieder- und Oberösterreich. Zu den
mobilen Schutzbauwerken werden
aber auch jene Schutzbauwerke ge-
zählt, bei denen tragende Bauteile aus
Holz gefertigt sind, wie beispielswei-
se Schneestützverbauungen aus Holz.
Da es durch Verwitterung und Ver-
morschung zu einer Verringerung der
Tragfähigkeit kommt, beträgt hier die
Lebens- bzw. Nutzungsdauer in der Re-
gel weniger als 50 Jahre (Rudolf-Miklau
und Sauermoser 2011). Eine umfangrei-
che Schutzwirkung dieser Maßnahmen
ist nur bei einer ordnungsgemäßen In-
standhaltung und Instandsetzung in
vergleichsweise kurzen Zeitabständen
gegeben, was wiederum unter anderem
von politischen und ökonomischen
Entscheidungen beeinflusst wird. Tem-
poräreMaßnahmen, wie mobiler Hoch-
wasserschutz, werden vor allem dort
bei der Gefahrenzonenplanung berück-
sichtigt, wo im Ereignisfall ausreichend
Vorwarnzeit besteht, sofern die Maß-
nahmen gemäß dem wasserrechtlichen
Bescheid ausgeführt sind und betrieben
werden. Generell ist aber die Schutzwir-
kung von externen Gegebenheiten wie
beispielsweise einer zeitgerechten Be-
reitstellung abhängig. Darüber hinaus
spielen hier beispielsweise die Vorwarn-
zeit und der technisch einwandfreie
Aufbau eine entscheidende Rolle für
die Schutzwirkung. Daher werden auch
in dem hier präsentierten Modell einer
risikoangepassten Raumplanung der-
artige temporäre Schutzmaßnahmen
als nicht geeignet empfunden, um in

deren Wirkungsbereich neue Gebäude
zu errichten.
(3) Instandhaltung und Wartung Da
technische Schutzbauwerke, wie jedes
Bauwerk, eine gewisse Lebensdauer
(80 bis 100 Jahre) aufweisen und sich
im Lauf der Zeit abnützen, müssen die-
se regelmäßig überwacht und instand-
gehalten werden. Periodische Erhal-
tungsmaßnahmen sind notwendig, um
irreversible Schäden zu vermeiden und
um die Gebrauchstauglichkeit über die
gesamte Nutzungsdauer zu erhalten.

In diesem Schritt soll die Zuverläs-
sigkeit der gegenständlichen Maßnah-
me beurteilt werden. Dabei sollte die
Tragsicherheit, Gebrauchstauglichkeit
und die Dauerhaftigkeit in die Wir-
kungsbeurteilung einfließen (PLANAT
2008). Die Beurteilung muss durch
fachkundiges Personal erfolgen.

2.2.2 Beurteilung der Nutzung

Nach einer genaueren Betrachtung der
Gefährdung folgt im Modell einer risi-
koangepassten Raumplanung die Be-
urteilung der Nutzung. Dadurch sollen
Nutzungen, die zu einer deutlichen Er-
höhung des Schadenspotenzials und
somit des Risikos führen würden, aus-
geschlossen werden.
(4) Ausschluss von Verschlechterung
Bei diesem Schritt wird überprüft, ob
eine Verschlechterung für andere Nut-
zungen im Nahbereich ausgeschlossen
werden kann. Ähnlich dem Verschlech-
terungsverbot im § 30a Abs 1 WRG sol-
len negative Auswirkungen auf andere
und auch auf das Gewässer verhindert
werden. Dazu würde beispielsweise
zählen, wenn ein neu errichtetes Ge-
bäude im Hochwasserabflussbereich zu
einer erheblichen Erhöhung des Hoch-
wasserstands bei den benachbarten
Gebäuden führen würde. Die Beurtei-
lung muss durch fachkundiges Personal
erfolgen.
(5) Versicherbare Nutzung Die Fra-
ge nach versicherbaren Nutzungen ist
relevant, da dadurch das Risiko auf
eine größere Gemeinschaft überwälzt
werden kann (Fuchs 2009, 2013), wirt-
schaftliche Verluste verringert werden
und der Wiederaufbau unterstützt wird.
Eine obligatorische Gebäudeversiche-
rung für Schäden durch Naturgefahren,
wie beispielsweise in der Schweiz, gibt
es allerdings in Österreich bislang nicht.
Im Gegensatz zu Wirtschaftsbetrieben
sind private Wohnhäuser sowie öffent-
liche Gebäude somit nicht spezifisch
gegen Naturgefahren versicherbar. Für
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private Wohngebäude ist lediglich ein
minimaler Versicherungsschutz durch
die Eigenheimversicherung und für das
Inventar durch die Haushaltsversiche-
rungmöglich. Der Deckungsbetrag liegt
durchschnittlich nur zwischen 3700=C
und 15.000=C (Gruber 2008; Papatho-
ma-Köhle und Thaler 2018) und wird im
Ereignisfall häufig deutlich überschrit-
ten (Holub und Fuchs 2009). Darüber
hinaus ist für Gebäude, die sich in
stark gefährdeten Bereichen befinden
und den Elementarereignissen Hoch-
wasser und Lawinen ausgesetzt sind,
am privaten Versicherungsmarkt auf-
grund des Phänomens der adversen
Selektion kein ausreichender Versiche-
rungsschutz erhältlich. Bei Gewerbe-
und Industriebetrieben besteht dem-
gegenüber die Möglichkeit einer Versi-
cherungsdeckung für Schäden an Be-
triebsmitteln sowie Materialien, sofern
das Ereignis plötzlich und unerwar-
tet auftritt, und somit kann das Risiko
überwälzt werden.
(6.1) Gefahr von Fremdschäden Ist
ein Gewerbe- oder Industriebetrieb
geplant, muss die Möglichkeit für Schä-
den an Dritten überprüft werden, da
es im Ereignisfall zur Freisetzung von
umwelt- oder gesundheitsschädlichen
Stoffen aus Tanks, Maschinen, Lagern
u.a. kommen kann. Schäden an Dritten
umfassen die Gefährdung der mensch-
lichen Gesundheit und Sachschäden
an Gebäuden, am Inventar oder an ge-
lagerten Produkten. Liegen ökologisch
sensible Flächen im Nahbereich, kön-
nen zudem Auswirkungen auf die Um-
welt eintreten. Zu diesen Flächen zäh-
len beispielsweise Trinkwasserversor-
gungseinrichtungen, Wasserschutzge-
biete, Nationalparks, Moore, Auen usw.
Die Gefahr von Fremdschäden wird im
Modell nur für Gewerbe- und Indus-
triebetriebe überprüft, obwohl auch in
privaten Haushalten Chemikalien oder
Öltanks vorhanden sein können, die
entsprechende Schäden an Dritten ver-
ursachen. Da in Privathaushalten bei
einer haushaltsüblichen Menge übli-
cherweise von keinem großen Umwelt-
bzw. Fremdschaden auszugehen ist und
relativ einfache Objektschutzmaßnah-
men (bspw. Auftriebsschutz für Öltanks)
als Vorsorge zur Verfügung stehen, sieht
der Entscheidungsbaum imBereich von
Privathaushalten und öffentlichen oder
sozialen Einrichtungen den Schritt 6.1
derzeit nicht vor.

Demnach hängt das Risiko von
Fremdschäden einerseits von der ge-
planten Nutzung und den potenziell

vorhandenen Gefahrenstoffen ab und
anderseits auch von den Nutzungen in
der Umgebung. Werden das Schadens-
potenzial und damit das Risiko als zu
hoch eingeschätzt, ist die geplante Nut-
zung in diesem Bereich nicht geeignet.
Sind umfangreiche risikoreduzierende
Maßnahmen möglich, sind diese beim
Indikator Objektschutzmaßnahmen zu
berücksichtigen.
(6.2) Sachschäden und Personenan-
zahl Zu den Sachwerten zählen ne-
ben dem monetären Wert des Gebäu-
des auch das Inventar und die Pro-
duktionsmittel. Obwohl sich Gewerbe-
und Industriebetriebe gegen Schäden
durch Naturgefahren versichern kön-
nen, können bei einer besonders teuren
Infrastruktur trotzdem hohe Schäden
entstehen. Aus diesem Grund sieht das
Modell vor, derartige Betriebe als nicht
geeignet einzustufen. Der Sachwert
muss für die jeweilige Nutzung indivi-
duell abgeklärt werden, da beispielswei-
se das potenzielle Schadensausmaß bei
Dienstleistungsbetrieben oftmals gerin-
ger einzustufen ist als bei produzieren-
den Betrieben. Bei letzterem kommen
häufig auch Folgeschäden durch Pro-
duktionsausfall, -unterbrechung oder
eine Abwanderung von Kundinnen und
Kunden hinzu.

Als nicht geeignet wird zudem die
Anwesenheit einer überdurchschnitt-
lich hohen Personenanzahl erachtet.
Grundsätzlich weisen auch Nutzungen
mit einer längeren Aufenthaltsdauer
von Personen ein höheres Risiko auf.
So sind beispielsweise Beherbergungs-
betriebe mit einem größeren Angebot
an Übernachtungsmöglichkeiten als
nicht geeignet einzustufen, während
hingegen Restaurants aufgrund einer
geringeren Personenanzahl und da-
mit verbunden einer kürzeren Evakuie-
rungszeit von üblicherweise ortsfrem-
den Personen als zulässige Nutzung
eingestuft werden. Im Modell wurde
bewusst auf eine absolute Maßzahl als
Grenzwert verzichtet, somit muss im
Einzelfall abgewogen werden.
(7.1) Andere Nutzungen Die nicht
gegen Naturgefahren versicherbaren
Nutzungen werden weiter unterschie-
den in einfacheWohnnutzungen und in
öffentliche/soziale Einrichtungen bzw.
Gebäude mit mehreren Wohneinhei-
ten. Aufgrund der im vorigen Abschnitt
diskutierten Herausforderungen bei der
Festlegung von Grenzwerten bezüglich
der Personenanzahl wird im Modell
nicht weiter differenziert. Jedoch soll-
te bei der Beurteilung berücksichtigt

werden, ob es sich um einige wenige
Wohneinheiten oder um einen Ge-
schoßwohnbau mit einer hohen Zahl
an Personen handelt. Bei einem Ein-
familienhaus kann generell von einer
geringen Personenanzahl ausgegan-
gen werden, gemäß Statistik Austria
(2020) beträgt die durchschnittliche
Haushaltsgröße in Österreich 2,21 Per-
sonen. Die tatsächliche Personenzahl
kann auch aufgrund der Schnittstelle
zwischen Gebäude- und Wohnungsre-
gister und Zentralem Melderegister auf
der Skalenebene einzelner Wohneinhei-
ten berücksichtigt werden (Fuchs et al.
2015). Der Bereich „Sonstiges“ deckt im
Modell alle weiteren Nutzungen ab. Zu
den öffentlichen/sozialen Einrichtun-
gen zählen beispielsweise Kindergär-
ten, Seniorenwohnheime, Gemeinde-
verwaltungen und Museen. Bei derarti-
gen Nutzungen sind in der Regel viele
Personen vor Ort, auch wenn die Auf-
enthaltsdauer variiert (beispielsweise
Halbtags- oder Ganztagskindergarten).
(7.2) Kritische Infrastruktur und Kul-
turgüter Zu den öffentlichen Einrich-
tungen zählen u.a. auch kritische In-
frastrukturen, welche generell als nicht
geeignet eingestuft werden, da diese
Nutzungen entweder eine hohe Be-
deutung für die Aufrechterhaltung der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung
haben oder im Ereignisfall eine essenzi-
elle Versorgungseinrichtung darstellen.
Infrastrukturen (Systeme, Anlagen, Pro-
zesse, Netzwerke oder Teile davon), die
eine wesentliche Bedeutung für die Auf-
rechterhaltung wichtiger gesellschaftli-
cher Funktionen haben und deren Stö-
rung oder Zerstörung schwerwiegende
Auswirkungen auf die Gesundheit, Si-
cherheit oder das wirtschaftliche und
soziale Wohl großer Teile der Bevölke-
rung oder das effektive Funktionieren
von staatlichen Einrichtungen haben,
haben eine zentralörtliche Relevanz
und sind außerhalb von Restrisiko-
bereichen anzusiedeln. Hierzu zählen
beispielsweise Krankenhäuser, Gebäu-
de der Blaulichtorganisationen, aber
auch Kläranlagen oder Gebäude der
Stromversorgung.

Als nicht geeignet werden ebenso je-
ne Gebäude eingestuft, die entweder als
Kulturgüter gelten oder in denen wich-
tige unwiederbringliche Kulturgüter un-
tergebracht sind (beispielsweise Muse-
en mit besonderen Exponaten), da die-
se im Ereignisfall zerstört werden könn-
ten und damit unwiederbringlich verlo-
ren gingen.
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(8) Objektschutzmaßnahmen Ob-
jektschutz bezeichnet „die Planung,
Bemessung und Ausführung von Bau-
werken in Gefahrengebieten entspre-
chend den vorherrschenden Einwir-
kungen durch Naturprozesse sowie die
Anpassung von bestehenden Bauwer-
ken (Ertüchtigung und Sanierung) an
die Gefahrensituation“ (Rudolf-Miklau
2018). Objektschutzmaßnahmen kön-
nen so zur Verringerung der Verletzlich-
keit von Gebäuden gegenüber Natur-
gefahren beitragen (Holub et al. 2012).
Dabei kann zwischen Maßnahmen in
direkter Verbindung mit dem Objekt
oder Maßnahmen in unmittelbarer
Umgebung des Objektes unterschie-
den werden. Derartiger Gebäudeschutz
leistet einen wichtigen Beitrag in der
Naturgefahrenvorsorge – insbesondere
im Rahmen der Eigenvorsorge – und hat
deswegen auch in einer risikobasierten
Raumplanung einen besonderen Stel-
lenwert. Die Objektschutzmaßnahmen
müssen dem Gefährdungsgrad ange-
passt sein und dem Stand der Technik
entsprechen, um das Schadensausmaß
im Ereignisfall weitmöglich zu redu-
zieren. Der Stand der Technik bezieht
sich dabei auf die festgelegten Stan-
dards für Sicherheit, Funktionsfähigkeit
und Dauerhaftigkeit der Anlage. Die
Auflagen und Bedingungen sollen zu-
dem den Sicherungsaufwand für Bau-
werbende berücksichtigen, um einen
verhältnismäßigen Ausgleich des Eig-
nungsdefizits durch Sicherungsmaß-
nahmen zu erreichen. Zu beurteilen ist
dies von entsprechenden Sachverstän-
digen.

2.2.3 Raumplanerische Überlegungen

Wenn eine hohe Gefährdung ausge-
schlossen werden kann und eine Risiko-
abwägung der Nutzung erfolgte, werden
im vorgeschlagenen Modell der risiko-
angepassten Betrachtung anschließend
die raumplanerischen Voraussetzungen
überprüft. Dabei geht es vor allem um
einen ressourcenschonenden Umgang
mit knappen Gütern, wie beispielswei-
se Grundflächen oder funktionsfähiger
Infrastruktur.
(9) Geschlossenes Siedlungsgebiet In
einigen Bundesländern sind in den
raumordnungs- und baurechtlichen
Bestimmungen Ausnahmen für Bau-
landwidmungen und Bautätigkeiten
in gefährdeten Bereichen festgehalten
(Gruber et al. 2018). Darunter sind
Ausnahmeregelungen für geschlos-
sene Siedlungsbereiche, da hier ein

Lückenschluss oder Abrundungen aus
raumplanerischer Sicht sinnvoll sind.
Durch kompakte Siedlungskörper kann
der Bodenverbrauch reduziert und die
vorhandene Infrastruktur bestmöglich
ausgenutzt werden, was zu ökonomisch
tragfähigen und sozial verträglichen
Strukturen beiträgt. Dies ist jedoch vor
allem bei Wohnbauten oder sozialen
bzw. öffentlichen Einrichtungen rele-
vant und weniger bei betrieblichen
Nutzungen, da es bei Letzteren durch-
aus erwünscht sein kann, dass sich
diese aufgrund von Emissionen (Lärm,
Geruch etc.) nicht im unmittelbaren
Anschluss an Wohnbauland befinden.
Liegt das Planungsgebiet nicht inner-
halb des bebauten Bereichs bzw. im
direkten Anschluss daran, wird das Vor-
haben als nicht geeignet eingestuft.
(10) Ordnungsgemäße Infrastruktur
Bei Flächen im geschlossenen Sied-
lungsgebiet bzw. im unmittelbaren An-
schluss daran ist davon auszugehen,
dass die notwendigen Infrastrukturen
vorhanden sind. Handelt es sich um ei-
ne gewerbliche Nutzung, welche auch
außerhalb des Siedlungsgebiets lokali-
siert sein kann, ist im nächsten Schritt
zu beurteilen, ob die zugehörige Infra-
struktur mit einem ökonomisch vertret-
baren Aufwand hergestellt werden kann
(siehe 10.1). Zu einer ordnungsgemä-
ßen Infrastruktur zählen eine zentrale
Wasserversorgung mit ausreichender
Qualität und Quantität, eine Abwas-
serentsorgung, eine Energieversorgung
und eine funktionsgerechte öffentliche
Verkehrserschließung.
(10.1) Herstellung von Infrastruktur
Ist keine ordnungsgemäße Infrastruk-
tur vorhanden, welche der geplanten
Nutzung gerecht wird, sollte die Her-
stellung mit wirtschaftlich vertretbarem
Aufwand erfolgen. Die Herstellungskos-
ten sollten daher im Verhältnis zum
Nutzen für die Gemeinde/Region lie-
gen, um einen effizienten Einsatz öf-
fentlicher Mittel sicherzustellen. Eine
mögliche Kostenbeteiligung des Betrei-
benden kann in die Abwägung mit-
einbezogen werden, jedoch müssen
auch die künftigen Erhaltungs- und
Betriebskosten (bspw. Schneeräumung,
Müllabfuhr etc.) für die Gemeinde be-
rücksichtigt werden. Ist die Herstellung
bzw. die Erweiterung einer ordnungs-
gemäßen Infrastruktur für die geplante
Nutzung nicht mit einem wirtschaft-
lich vertretbaren Aufwand möglich, ist
das Vorhaben unter Bedachtnahme der
raumplanerischen Ziele nicht geeignet.

2.2.4 Beurteilung der organisatorischen
Maßnahmen

Im vierten und letzten Schritt des Mo-
dells werden organisatorische Maßnah-
men beurteilt. Für eine risikoangepass-
te Raumnutzung sind diese von essen-
zieller Bedeutung, vor allem in Hinblick
auf eine Risikoreduzierung und ein
erfolgreiches Risikomanagement. Zu
beurteilen sind diese Indikatoren von
Fachleuten des Naturgefahrenmana-
gements in Zusammenarbeit mit der
zuständigen Zivilschutzbehörde und
gegebenenfalls mit Unterstützung der
lokalen Einsatzorganisationen.
(11) Vorwarnzeit Die Vorwarnzeit ist
die Zeit zwischen dem Erkennen der
Gefahr und deren Eintreten. Sie hat
maßgeblichen Einfluss auf das Scha-
densausmaß, da bei einer längeren
Vorwarnzeit die Möglichkeit zu um-
fangreichen Vorbeugemaßnahmen und
Evakuierungen besteht. Gibt es kei-
ne Vorwarnzeit bzw. ist diese geringer
als die Reaktionszeit, sind Maßnah-
men kaum durchzuführen und das
Personenrisiko ist besonders hoch. Ei-
ne geringe Vorwarnzeit im Sinne von
Sekunden bis wenigen Minuten, wie
es beispielsweise zumeist bei Sturzpro-
zessen oder unerwartet auftretenden
Rutschungen der Fall ist, wird deshalb
als nicht geeignet eingestuft, um im
Gefahrenbereich weitere Bauführun-
gen zuzulassen. Die Vorwarnzeit kann
durch zuverlässige Frühwarnung und
Monitoring verlängert werden. Dabei
können organisatorische Vorkehrungen
wie beispielsweise verbesserte Wetter-
und Klimaprognosen maßgeblich bei-
tragen.
(12) Katastrophenschutzpläne Kata-
strophenschutzpläne sind ein wesent-
liches Mittel zur Risikoreduktion. Im
Zentrum dieses Planungsinstruments
steht eine vorausschauende Planung
der organisatorischen Maßnahmen. In
Katastrophenschutzplänen wird festge-
legt, wie im Ereignisfall vorzugehen ist
und welche Akteure welche Aufgaben
übernehmen. Sie enthalten zumindest
eine allgemeine Beschreibung des Pla-
nungsgebiets, eine Risikoanalyse mit
Angaben über die Gefahren, Informa-
tionen über die Warn- und Alarmie-
rungseinrichtungen sowie verfügbare
und notwendige Einsatzmittel, Alarm-
pläne, eine Auflistung der im Anlassfall
zu setzenden Maßnahmen und die
Führungsstruktur (Jachs 2011). Die je-
weilige Landesgesetzgebung sieht vor,
dass allgemeine Katastrophenschutz-
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pläne unter Berücksichtigung der vor-
herrschenden Gefahren auf Ebene des
Landes, der Bezirke und der Gemeinden
erstellt werden. Häufig sind allerdings
in der Praxis nicht für alle Bereiche
derartige Pläne vorhanden oder diese
sind nicht auf einem aktuellen Infor-
mationsstand. Katastrophenschutzplä-
ne können durch die vorausschauende
Planung der Notfallversorgung einen
Beitrag zur risikoangepassten Raum-
nutzung leisten. Voraussetzung ist, dass
diese laufend angepasst werden (zu-
mindest einmal jährlich aktualisiert).
Vor allem bei betrieblichen bzw. ge-
werblichen Nutzungen ist es essenziell,
dass die Pläne von den Einsatzorganisa-
tionen auch regelmäßig beübt werden,
um im Ereignisfall rasch reagieren zu
können und um zu wissen, wie mit be-
stimmten umweltgefährdenden Stoffen
umgegangen werden muss.

Je nachdem, ob aktuell gehaltene Ka-
tastrophenschutzpläne eingehende In-
formationen über die vorherrschenden
Gegebenheiten beinhalten, können die
nachfolgenden Fragestellungen (12.1)
und (12.2) des Modells übersprungen
werden.
(12,1 und 12.2) Evakuierungs- und
Räumungsfähigkeit Die Evakuierungs-
fähigkeit ist definiert als das planmä-
ßige Entfernen von Personen aus ei-
nem Gefahrenbereich vor Eintritt eines
Naturereignisses in einen sicheren Be-
reich. Die Evakuierungsdauer variiert
nach Anzahl und Mobilität der sich
dort aufhaltenden Personen. Demnach
ist die Evakuierung von Krankenhäu-
sern und Seniorenheimen eine größere
Herausforderung als die Evakuierung
von Einfamilienhäusern oder Büros.
In Schulen und größeren Betrieben
wird zudem regelmäßig im Rahmen
eines Probealarms das geordnete und
zügige Verlassen der Gebäude geübt,
was u.a. auch Panik vermeiden kann.
Räumungsfähigkeit hingegen meint in
diesem Zusammenhang die Möglich-
keit der Sicherstellung von Sachwerten.
Sie ist ähnlich zu sehen wie die Eva-
kuierungsfähigkeit, bezieht sich aber
auf Gegenstände, wie beispielsweise
das Inventar. Die Abschätzung der Räu-
mungsfähigkeit erweist sich als kom-
plex, da von der Nutzung allein nicht
unbedingt auf die vorhandenen Sach-
werte und deren Mobilität geschlossen
werden kann. Zudem sind einige Ge-
genstände fix mit dem Gebäude ver-
bunden und somit immobil, oder sie
können ohnehin nicht entfernt wer-

den, beispielsweise bei Tankstellen oder
Kläranlagen.

Eine Evakuierung bzw. Räumung
ist möglich, wenn die Evakuierungs-
bzw. Räumungszeit unter der Vor-
warnzeit liegt. Ist dies nicht der Fall,
wird aufgrund des zu hohen Perso-
nenrisikos und Schadenspotenzials die
Nutzung als nicht geeignet eingestuft.
Dabei spielt auch die Möglichkeit zur
Selbsthilfe – vor allem bei kurzen Vor-
warnzeiten – eine entscheidende Rolle.
Mildernd können sich besondere Vor-
kehrungen zum Schutz der Personen
und Sicherung der Sachwerte auswir-
ken. Diese werden im Modell allerdings
bereits beim Indikator „Objektschutz-
maßnahmen“ berücksichtigt.

Eine naturgefahrenangepasste Raum-
nutzung impliziert auch die Sicherstel-
lung der Erreichbarkeit im Ereignisfall.
Hier ist zu überlegen, ob im Ereignisfall
davon auszugehen ist, ob die Einsatz-
kräfte zum gegenständlichen Bereich
gelangen können. Dabei kommt es
darauf an, wie und wo die Zufahrtswe-
ge verlaufen, ob diese gegebenenfalls
ebenfalls vor Naturgefahren geschützt
sind oder ob es einen sogenannten
Notweg gibt.

3 Schlussfolgerung

Durch den sozioökonomischen Wandel
ist in den letzten Jahren das Schadens-
potenzial im österreichischen Sied-
lungsraummarkant angestiegen, wenn-
gleich in den Bundesländern und Re-
gionen unterschiedliche Steigerungsra-
ten verzeichnet wurden (Fuchs et al.
2015). Parallel dazu wurden erhebliche
finanzielle Mittel in technische Schutz-
maßnahmen investiert, um potenzielle
Schäden aufgrund von natürlichen Pro-
zessen zu vermindern. Im Dualismus
zwischen anthropogenen Raumansprü-
chen und Naturgefahren kommt der
Raumplanung eine Schlüsselstellung
zu. Dabei orientieren sich die Schutz-
ziele der Raumplanung im Rahmen
der jeweiligen Raumordnungsgesetze
derzeit in weiten Teilen an der Gefähr-
dung. Raumplanerische Maßnahmen
zur Verringerung des Schadenspotenzi-
als (u.a. Freihaltung von Gefährdungs-
und Retentionsbereiche durch Wid-
mungsverbote) müssen jedoch auch ei-
ner nachhaltigen Siedlungsentwicklung
unter sich verändernden Umweltbedin-
gungen Rechnung tragen. Der Raum-
planung wird im Sinne des Vorsorge-
prinzips somit ein besonderer Stellen-
wert im Naturgefahrenmanagement

zugeschrieben, was sich bei genauerer
Betrachtung der einschlägigen Geset-
zesgrundlagen auf Bundes- und Lan-
desebene als Herausforderung erweist.
In den vorangegangenen Abschnitten
wurde dargelegt, wie das Modell einer
risikoangepassten Betrachtungsweise
in der Raumplanung aussehen könnte.

Das vierstufige Modell des risiko-
orientierten Ansatzes berücksichtigt
neben der Gefährdung auch die Scha-
densanfälligkeit (Vulnerabilität) und die
Exposition gefährdeter Objekte. Über
die Bewertung unterschiedlicher Fakto-
ren kann so eine Baulandeignung ab-
geleitet werden, die über die herkömm-
liche Gefahrenbewertung hinausgeht.
Zusätzlich kann ein risikobasierter An-
satz auch einen Beitrag in der Diskus-
sion um die Kostenwirksamkeit tech-
nischer Schutzmaßnahmen leisten, da
unter gewissen Umständen eine Nach-
verdichtung im Baubestand möglich
wird. Andererseits können mithilfe des
vorgeschlagenen Entscheidungsbaums
raumplanerische Maßnahmen abgelei-
tet werden, die potenziell schadensin-
tensive Nutzungen in gefährdeten Be-
reichen durch Bodennutzungsregelun-
gen einschränken. Des Weiteren nimmt
der Ansatz Bezug auf die angestreb-
te Erhöhung der Resilienz gegenüber
Naturgefahren, beispielsweise über die
Forderung nach Objektschutzmaßnah-
men bei Bauvorhaben in bestimmten
gefährdeten Gebieten.

Abschließend lässt sich festhalten,
dass der Paradigmenwechsel von ei-
ner gefahrenorientierten Betrachtung
hin zu einem risikobasierten Ansatz
in der Raumplanung noch am An-
fang steht. Der begrenzte Dauersied-
lungsraum, bevölkerungsdynamische
Prozesse, unterschiedlichste Nutzungs-
ansprüche und der Strukturwandel in
der Gesellschaft bewirken einen stei-
genden Siedlungsdruck. Hinzu kom-
men Veränderungen im Naturraum,
die eine Erhöhung der Frequenz und
Magnitude für viele Naturgefahren-
prozesse verursachen. Daraus ergibt
sich ein Spannungsfeld aus begrenztem
Lebensraum und einem steigenden
Bedarf an Nutzfläche für Wohn- und
betriebliche Zwecke. Deshalb wird der
Raumplanung mit ihrem vorausschau-
enden Charakter eine besondere Rolle
als Steuerungsinstrument in der Gefah-
renprävention zuteil. Das vorgestellte
Modell soll hierzu einen Beitrag leisten.
Zwar liefert das vorliegende Dokument
kein vollumfängliches Umsetzungsmo-
dell, da dieses noch weiterentwickelt
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werden kann und an die länderspezifi-
schen Rahmenbedingungen angepasst
werden muss, bietet aber dafür vielfäl-
tige Anknüpfungspunkte. So soll neben
einer wissenschaftlichen Diskussion
über einen risikoorientierten Ansatz in
der Raumplanung auch ein Diskurs in
der raumplanerischen Praxis mit dem
Ziel initiiert werden, das Schadensaus-
maß bei künftigen Ereignissen so weit
wie möglich zu verringern.
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